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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. Dezember 1964 

6 _ 68070 — 6350/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetz.gebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Verträgen zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft; 

hier: Änderung des Kapitels VI des Zweiten Titels 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinsdiaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
vom 25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 (BGBl. II S. 753) übersende ich den 
Vorschlag der Kommission der EAG zur 


Änderung der Bestimmungen des Zweiten Titels Kapitel VI 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen Atom- 
gemeinschaft (Versorgung). 

Die Kommission der EAG hat diesen Vorschlag dem Rat unter 
dem 26. November 1964 unterbreitet. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem Kommis- 
sionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der Beschlußfassung des Rats ist nicht vor April 1965 zu 
rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission zu 
ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude; Bonner Universitäts-Budidrudeeiei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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EUROPÄISCHE 

ATOMGEMEINSCHAFT Brüssel, den 26. November 1964 

EURATOM 
Die Kommission 


Vorschlag zur Änderung der Bestimmungen 
des Zweiten Titels Kapitel VI des Vertrages 
zur Gründung 

der Europäischen Atomgemeinschaft 
(Versorgung) 


Begründung 

Die Bestimmungen des Zweiten Titels Kapitel VT 
des Euratomvertrages, die die Versorgung der Ver- 
braucher der Gemeinschaft mit Erzen und Kern- 
brennstoffen betreffen, sind nach Artikel 76 Absatz 2 
am Ende des Jahres 1964 einer Prüfung zu unter- 
ziehen, damit entschieden werden kann, ob ihr In- 
halt einfach zu bestätigen ist; ist dies nicht der Fall, 
so müssen diese Bestimmungen durch neue Vor- 
schriften ersetzt werden. 

Im Hinblick hierauf sieht sich die Kommission veran- 
laßt, den Rat mit den Vorschlägen zu befassen, die 
ihr auf Grund der aus der Praxis gezogenen Lehren 
angebracht erscheinen; zunächst legt sie jedoch die 
Erwägungen dar, die nach ihrer Auffassung für eine 
Änderung der derzeitigen Bestimmungen sprechen. 

Zur Erfüllung der ihr durch den Vertrag übertrage- 
nen Aufgabe, die Entwicklung der Kernenergie zu 
fördern, hat die Gemeinschaft unter anderem gemäß 
Artikel 2 Buchstabe d) 

„für regelmäßige und gerechte Versorgung aller 

Benutzer der Gemeinschaft mit Erzen und Kern- 
brennstoffen Sorge zu tragen". 

In der ursprünglich zu diesem Zweck getroffenen 
Regelung wurde der Grundsatz des gleichen Zu- 
gangs der Verbraucher zu den Versorgungsquellen 
festgelegt und die Verfolgung einer gemeinsamen 
Versorgungspolitik vorgesehen (Artikel 52). 

a) Die Durchführung des Grundsatzes des „gleichen 
Zugangs" hat im wesentlichen darin bestanden, daß 
der Markt für Erze, Ausgangsstoffe und besondere 
spaltbare Stoffe den Einwirkungen einer zu diesem 
Zwecke errichteten Versorgungsagentur unterwor- 
fen wurde. Diese Agentur ist zwar durch den Ver- 
trag mit außergewöhnlichen Vorrechten ausgestattet 
worden; einem Bezugsrecht hinsichtlich der Produk- 
tipn der Gemeinschaft und einem ausschließlichen 
Recht zum Abschluß von Lieferverträgen. Bei der 
Ausübung dieser Vorrechte bleibt die Agentur aber 
gleichwohl den Regeln des Wettbewerbs unterwor- 
fen. Ihre Aufgabe besteht darin (s. Artikel 60), die 


Angebote und Nachfragen zusammenzufassen, sie 
den Interessenten mitzuteilen, auf diese Weise eine 
Gegenüberstellung von Angebot und Nachfrage zu 
bewirken, aus der sich der angemessene Preis erge- 
ben soll (Artikel 67), und die verfügbaren Mengen 
nach dem Verhältnis der Aufträge zu jedem Angebot 
zu verteilen, falls das Angebot unzureichend ist 
(Artikel 60 Absatz 4). 

Die Maßnahmen der Agentur sollen somit haupt- 
sächlich Mißbräuchen des freien Marktes (wie etwa 
die Verkaufs Verweigerung) entgegenwirken und 
einem Gebaren Vorbeugen, das dem Prinzip des glei- 
chen Zugangs zuwiderläuft (Artikel 68). 

Schließlich ist die Ausübung der Befugnisse der 
Agentur sorgfältig durch Modalitäten, Begrenzungen 
und Bedingungen reguliert worden, um den Erfor- 
dernissen der industriellen Struktur (Artikel 58) 
oder den Fertigungsprogrammen (Artikel 62 Ab- 
satz 2) Rechnung zu tragen oder um bei einem etwai- 
gen Versagen der Agentur Abhilfe zu schaffen (Ar- 
tikel 66). 

b) Im Vergleich zu diesen komplizierten und sehr 
differenzierten Vorschriften können die Bestimmun- 
gen über die gemeinsame Politik eigentlich als sehr 
kurz bezeichnet werden. Die Urheber des Vertrages 
haben sich damit begnügt, Maßnahmen der Gemein- 
schaft auf dem Gebiete der Schürfung und Erzgewin- 
nung vorzusehen, diese aber auf die Hoheitsgebiete 
der Mitgliedstaaten beschränkt (Artikel 70). über- 
dies haben sie die Möglichkeit der Einrichtung von 
Sicherheitsbeständen vorgesehen; ferner hat die 
Kommission die Befugnis erhalten, sachdienliche 
Empfehlungen über Steuer- oder bergrechtliche Rege- 
lungen an die Mitgliedstaaten zu richten. In den 
jetzigen Vorschriften des Kapitels VI haben — wohl 
zwangsläufig — die Besorgnisse ihren Niederschlag 
gefunden, die zur Zeit der Ausarbeitung des Ver- 
trages bestanden. Diese Bestimmungen erklären sich 
weitgehend aus der Befürchtung, es könnte hinsicht- 
lich der von einer sich rasch entwickelnden Kern- 
industrie benötigten spaltbaren Stoffe eine allge- 
meine und nahezu sofortige Mangellage eintreten, 
sowie aus der Hoffnung, es werde möglich sein, 
diese Mängellage zu einem beträchtlichen Teil durch 
die Produktion der Gemeinschaft zu beheben. Diese 
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Erwartungen sind nun aber nicht ganz in Erfüllung 
gegangen. Die Kernindustrie hat sich weniger schnell 
entwickelt, als man das damals erwartete; bei der 
Produktion von Natururan hat sich gegenüber dem 
sofortigen Bedarf ein Uberschuß ergeben, und die 
Versorgungsquellen der Gemeinschaft in den zum 
Mutterland gehörenden Gebieten der Mitgliedstaa- 
ten erwiesen sich im Verhältnis zu dem voraussicht- 
lichen Verbrauch der Kernindustrie als geringfügig. 

Wenn auch die Zweckmäßigkeit einer Versorgungs- 
politik, wie sie im Vertrag ausdrücklich vorgeisehen 
ist, allgemein anerkannt wird — dieser Punkt wird 
weiter unten ausführlicher behandelt — so ist doch 
der Grundsatz des „gleichen Zugangs der Verbrau- 
cher zu den Versorgungsquellen'' unklar geblieben; 
die wenigen Anwendungen, die man aus diesem 
Grundsatz herleiten könnte, dürften weder der Bil- 
ligkeit völlig entsprechen noch einer Entwicklung 
der Kernenergie besonders förderlich sein. Bei einer 
buchstäblichen Auslegung könnte der Grundsatz des 
freien Zugangs unter bestimmten Umständen dazu 
führen, daß Verbraucher, die es an der nötigen Vor- 
sorge fehlen lassen, zum Nachteil derjenigen, die 
rechtzeitig die erforderlichen Investitionen vorge- 
nommen haben, versorgt werden — eine Auswir- 
kung, welche die Verfasser des Vertrages sicherlich 
nicht im Auge gehabt haben. Jedenfalls erscheint es 
angebracht, der geänderten Sachlage durch eine ent- 
sprechende Anpassung des Kapitels VI des Vertra- 
ges Rechnung zu tragen und den Grundsatz des glei- 
chen Zugangs durch den Grundsatz der Nichtdiskri- 
minierung zu ersetzen, der auf wirtschaftliche Krite- 
rien verweist und dessen Anwendung nicht zu Rege- 
lungen führen kann, die einer harmonischen Ent- 
wicklung der Kernindustrie im Wege stehen. Eine 
solche Lösung hätte überdies den Vorteil, daß hier- 
durch die grundlegenden Bestimmungen des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und des Euratomvertrages einander 
angenähert werden, ohne jedoch vereinheitlicht zu 
werden. 

Der Umstand, daß die Gemeinschaft nur über geringe 
Versorgungsquellen verfügt und deshalb von drit- 
ten Ländern abhängig ist, stellt den zwingendsten 
Grund für die Beibehaltung und den weiteren Aus- 
bau einer gemeinsamen Versorgungspolitik dar. 
Wenn auch die Mittel zur Konjunkturanalyse und 
zur Bedarfsvorausschätzung auf alle Fälle verstärkt 
werden müssen, so kommt doch den unmittelbaren 
Einwirkungsmöglichkeiten der Agentur — das Be- 
zugsrecht und das ausschließliche Recht zum Ab- 
schluß von Verträgen — weder hinsichtlich aller 
Erzeugnisse noch zu jedem Zeitpunkt die gleiche 
Bedeutung zu. Auf Grund der gewonnenen Erfahrun- 
gen befürwortet die Kommission eine elastischere 
Gestaltung der Verfahren, soweit dies mit ihrer im 
Vertrage festgelegten grundsätzlichen Aufgabe, „für 
regelmäßige und gerechte Versorgung aller Benut- 
zer der Gemeinschaft . . . Sorge zu tragen" nicht un- 
vereinbar ist. Sie ist denn auch der Auffassung, daß 
unter den derzeitigen Verhältnissen das Bezugsrecht 
der Agentur infolge der verhältnismäßigen Gering- 
fügigkeit der Versorgungsquellen der Gemeinschaft 
nur einen relativen Wert hat. Sie schlägt daher vor, 
daß auf dieses Bezugsrecht verzichtet wird; da je- 


doch nicht feststeht, ob die derzeitigen Bedingungen 
unbegrenzt fortdauern werden, sieht der Entwurf 
ausdrücklich vor, daß der Rat die Möglichkeit haben 
soll, das Bezugsrecht der Agentur wieder in Kraft 
zu setzen und die Bedingungen seiner Ausübung 
festzulegen, falls die Umstände dies gerechtfertigt 
erscheinen lassen. 

Die Einschaltung der Agentur beim Abschluß der 
Versorgungsverträge ist von besonderem Nutzen, 
wenn es sich um Erzeugnisse handelt, für die kein 
Markt vorhanden ist oder hinsichtlich welcher fak- 
tisch ein Monopol besteht. Hingegen kann es zweck- 
mäßig. sein, ein vereinfachtes Verfahren vorzusehen, 
das den Verbrauchern ein unmittelbares Verhandeln 
gestattet, und zwar um besonderen Erfordernissen 
Rechnung zu tragen, über deren Vorliegen die Kom- 
mission zu urteilen hätte, oder — ganz allgemein — 
weil die Marktlage zu gegebener Zeit hierzu die 
Möglichkeit gibt. Vorbehaltlich der Stellungnahme 
des Beirats der Agentur neigt die Kommission zu 
der Auffassung, daß beispielsweise keine Bedenken 
dagegen bestehen, den Verbrauchern gegenwärtig 
den unmittelbaren Abschluß kurzfristiger Lieferver- 
träge für Natururan und Thorium zu gestatten. 

Die vorgeschlagenen Bestimmungen stellen eine An- 
passung des Kapitels VI entsprechend der Entwick- 
lung der wirtschaftlichen Bedingungen sowie im 
Lichte der bisherigen Erfahrung der Agentur dar. 
Sie sollen die Festlegung und Durchführung einer 
gemeinsamen Versorgungspolitik erleichtern und 
die Verfahren auf das bei der derzeitigen Lage des 
Marktes für spaltbare Stoffe erforderliche Ausmaß 
beschränken. 


Analyse der Artikel 
L 

Der neue Artikel 52 Absatz 1 stellt die Versorgung 
unter das Zeichen der Nichtdiskriminierung; auf 
diese Weise soll die Unklarheit beseitigt werden, 
die mit dem ursprünglich verwendeten Ausdruck 
„gleicher Zugang" verbunden war. 

Der Grundsatz des gleichen Zugangs hat in seiner 
gegenwärtigen Formulierung in der Praxis insoweit 
ernsthafte Bedenken hervorgerufen, als er gewissen 
Initiativen im Wege stehen konnte; es hatte den An- 
schein, daß Verbraucher, die es an der nötigen Vor- 
sorge fehlen ließen, sich auf diesen Grundsatz be- 
rufen konnten, um eine Versorgung auf Kosten der- 
jenigen zu beanspruchen, die zu finanziellen Opfern 
bereit waren, um die Deckung ihres eigenen Bedarfs 
auf lange Sicht sicherzustellen. 

Gemäß diesem Grundsatz ist die Agentur zum Bei- 
spiel verpflichtet, „alle Aufträge auszuführen" (Ar- 
tikel 61) und, falls die Nachfrage das Angebot über- 
steigt, „die Stoffe nach dem Verhältnis der Aufträge 
zu jedem Angebot" zu verteilen (Artikel 60 Ab- 
satz 4). 

Die Kommission ischlägt infolgedessen vor, den 
Grundsatz des freien Zugangs durch den Grundsatz 
der Gleichbehandlung zu ersetzen, dessen praktische 
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Anwendung sich nach objektiven Kriterien, und 
zwar der Vergleichbarkeit der Lage richtet und der 
tatsächlich eine gerechte Versorgung (Artikel 2 
Buchstabe d) gewährleisten soll, ohne zu einer 
Gleichmacherei zu führen, die zu Ungerechtigkeiten 
führt und der Passivität Vorschub leistet. 

Genauso wie die Bestimmungen über die Gleichbe- 
handlung erforderlich sind, um die gerechte Versor- 
gung der Verbraucher der Gemeinschaft zu gewähr- 
leisten, rechtfertigt sich die Durchführung einer ge- 
meinsamen Versorgungspolitik durch den Umstand, 
daß sie die Sicherheit und die Regelmäßigkeit der 
Versorgung im Sinne von Artikel 2 Buchstabe d) des 
Vertrages gewährleisten soll. 

Infolgedessen stellt die gemeinsame Versorgungs- 
politik im Rahmen dieses Vorschlages das Funda- 
ment der Versorgungsregelung dar. 

Im Hinblick hierauf werden in Artikel 52 Absatz 2 
drei Arten rechtlicher Möglichkeiten aufgeführt, de- 
ren Anwendung die Verwirklichung der Ziele er- 
möglichen soll, die der Gemeinschaft auf dem Ver- 
sorgungsgebiete gesetzt sind. 

a) Zunächst wird eine periodische Festlegung der 
Ziele auf dem Gebiete der Versorgung der Gemein- 
schaft vorgesehen, um ein möglichst genaues Ziel 
für langfristige Maßnahmen unter Zugrundelegung 
etiner gemeinsamen Analyse der Verfügbarkeiten 
und des Bedarfs zu haben. 

Der Vorschlag sieht vor, daß nicht nur der ge- 
schätzte innere Verbrauch der Gemeinschaft, son- 
dern auch die geschätzte Ausfuhr nuklearer Stoffe 
in die allgemeinen Ziele einbezogen werden sollen 
und trägt damit dem Umstande Rechnung, daß die 
Entwicklung der Kernindustrien in der Gemein- 
schaft eine Sicherstellung der Entwicklung der Aus- 
fuhr dieser Industrien erfordert, welche Ausfuhr 
ihrerseits gegebenenfalls von Versorgungsgarantien 
abhängen kann. 

In dem ersten Unterabsatz des gleichen Absatzes 
wird an zweiter Stelle der Grundsatz aufgestellt, daß 
die Gemeinschaft verpflichtet ist, die erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, um die Sicherheit und Sta- 
bilität der Versorgung sowohl unter dem Gesichts- 
punkt der Preise als auch in mengenmäßiger Hin- 
sicht sicherzustellen. Auf diese Weise werden zwei 
Erfordernisse besonders hervorgehoben, die für die 
Entwicklung wettbewerbsfähiger Kernindustrien in 
der Gemeinschaft wesentlich sind. 

b) Unterabsatz b) bezweckt die Beibehaltung einer 
autonomen und dezentralisierten Handelsstelle, der 
Verisorgungsagentur. Es wird vorgeschlagen, der 
Agentur die besonderen Befugnisse zu belassen, die 
sie auf Grund des Vertrages ausübt; jedoch sieht die 
neue Bestimmung von vornherein vor, daß die Aus- 
übung dieser Befugnisse durch Einschränkungen und 
Abweichungen begrenzt werden kann. Die Erfahrung 
hat gezeigt, daß die Aufgaben, welche die Agentur 
beim Abschluß von Lieferverträgen wahrnimmt, 
einen ausgesprochen relativen Umfang haben müs- 
sen, so daß sogar unter bestimmten Umständen kon- 
junktureller Art und unter Zugrundelegung sachge- 
mäßer Kriterien ihre völlige Aussetzung vorzusehen 
ist. 


Was das Bezugsrecht der Agentur an der Produk- 
tion der Gemeinschaft anlangt, so wird zwar der 
Grundsatz dieses Bezugsrechts in der vorgeschlage- 
nen neuen Bestimmung beibehalten, die Ausübung 
dieses Bezugsrechts jedoch bewußt von einer beson- 
deren Entscheidung des Rats abhängig gemacht, die 
nach Maßgabe der strukturellen und konjunkturel- 
len Umstände, die je nach Lage des Falles zu würdi- 
gen sind, begründet werden muß. 

In dem Text werden ganz allgemein die Befugnisse 
der Agentur auf kommerziellem Gebiet aufgezählt; 
es wird vorgeschlagen, die Agentur sowohl zu einem 
Organ der ständigen Marktbeobachtung und Infor- 
mation als auch zu einer Vermittlungsstelle im 
Dienste der Verbraucher und einem Instrument der 
gemeinsamen Versorgungspolitik im Hinblick auf 
die Durchführung der von den zuständigen Organen 
der Gemeinschaft beschlossenen Handelsgeschäfte 
zu machen. 

c) Unterabsatz c) faßt implicite auf dem in Artikel 2 
Buchstabe d) des Vertrages festgelegten Grundsatz 
der Gerechtigkeit und untersagt daher diskriminie- 
rende Praktiken zwischen Erzeugern, Käufern oder 
Verbrauchern und den Mißbrauch einer beherrschen- 
den Stellung. Das Prinzip der Nichtdiskriminierung 
und die Wettbewerbsregeln, wie sie der EWG-Ver- 
trag enthält, werden auf die besonderen Verhält- 
nisse auf dem Kerngebiete angewandt, und hierbei 
wird dem Umstande Rechnung getragen, daß auf 
dem Gebiet der Versorgung den Personen und Un- 
ternehmen gleiche Rechte zuerkannt sind (s. Artikel 
70, Ende). 

II. 

Abschnitt I des Textes über die Agentur (Artikel 
53 bis 58 einschließlich) gibt nur zu wenigen Bemer- 
kungen Anlaß. Unter Vornahme einiger kleinerer 
Änderungen werden die gegenwärtig geltenden 
organisatorischen Bestimmungen im allgemeinen 
beibehalten. 

Artikel 53 übernimmt den Wortlaut des jetzigen 
Artikels 53 Absatz 1 und bestätigt den Beirat, der 
bisher auf Grund der Satzung der Agentur bestand, 
und über den die gegenwärtige Fassung des Ver- 
trages nichts vorsieht. 

Im Hinblick auf die Änderung der Versorgungsvor- 
schriften entsprechend den vorgeschlagenen großen 
Linien werden die Aufgaben dieses Beirats, die 
schon jetzt beachtlich sind, eine erhöhte Bedeutung 
erhalten. Es erscheint infolgedessen angebracht, ein- 
deutig die Absicht zum Ausdruck zu bringen, daß 
dieses Organ an der Festlegung und Durchführung 
der gemeinsamen Versorgungspolitik eng beteiligt 
werden soll. 

Artikel 54 übernimmt im wesentlichen die Bestim- 
mungen des Artikels 54 der jetzigen Fassung über 
die Rechtspersönlichkeit und die finanzielle Autono- 
mie der Agentur. Die ihr übertragenen Aufgaben, 
die im wesentlichen einen kommerziellen Charakter 
haben, erfordern nämlich, daß die Dezentralisierung 
dieses Organs grundsätzlich aufrechterhalten wird. 

In Artikel 55 wird der Wortlaut des derzeitigen 
Artikels 56 Absatz 1 übernommen. 
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Durch Artikel 56 wird die Agentur ermächtigt, den 
Mitgliedstaaten, Erzeugern, Käufern sowie Verbrau- 
chern in der Gemeinschaft auf deren Verlangen bei 
der Durchführung aller mit der Versorgung zusam- 
menhängenden Geschäfte in den Fällen beizustehen, 
in denen sie nicht auf Grund der Bestimmungen des 
Vertrages selbst die Verträge abschließt. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Agentur infolge 
ihrer ständigen Unterrichtung über die Märkte in 
der Lage ist, die kommerziellen Versorgungsge- 
schäfte und die hiermit zusammenhängenden Ge- 
schäfte weitgehend zu erleichtern. 

Durch Artikel 56 wird die Agentur auch in den Fäl- 
len in den Dienst der Öffentlichkeit gestellt, in denen 
ihre Mitwirkung rechtlich nicht erforderlich ist. Die 
Koordinierungsaufgabe, welche die Agentur auf 
diese Weise auf Ersuchen und unter der Verantwor- 
tung der Mitgliedstaaten oder der Unternehmen 
ausüben kann, ist dazu angetan, die Rationalisie- 
rung der Versorgung dieser Staaten und Unterneh- 
men zu fördern und kann somit zu Ersparnissen 
führen. 

Artikel 57 legt die Aufgabe der Agentur als eines 
Instruments der gemeinsamen Versorgungspolitik 
fest und sieht vor, daß die Agentur im Rahmen ihrer 
eigenen Mittel, beziehungsweise unter Verwendung 
aller sonstigen ihr zur Verfügung gestellten finan- 
ziellen Mittel die tatsächliche Durchführung der 
kommerziellen und finanziellen Geschäfte zu über- 
nehmen hat, die von den zuständigen Gemein- 
schaftsorganen beschlossen worden sind^ 

Schließlich übernimmt Artikel 58 in seinem Absatz 1 
den Schlußabsatz des derzeitigen Artikels 52, wo- 
nach die Agentur die Verbraucher nicht auf Grund 
der von ihnen beabsichtigten Verwendung der be- 
antragten Lieferungen irgendwie unterschiedlich be- 
handeln darf, soweit sich dies nicht aus dem Gesetz 
oder einer Verpflichtung gegenüber einem nicht der 
Gemeinschaft angehörenden Lieferer ergibt. 

In Absatz 2 dieses Artikels sind im wesentlichen 
die Bestimmungen des Absatzes 2 des derzeitigen 
Artikels 61 übernommen, der der Agentur die Mög- 
lichkeit gibt, sich vor dem Eingehen eigener Ver- 
pflichtungen dadurch zu decken, daß sie von den 
Verbrauchern Vorauszahlungen verlangt. 

IIL 

In Abschnitt II des Vorschlags (Artikel 59 bis 71), 
der die gemeinsame Versorgungspolitik zum Gegen- 
stand hat, sind die Mittel genannt, welche die Sicher- 
heit und Stabilität der Versorgung der Verbraucher 
der Gemeinschaft gewährleisten sollen. 

Bei dem derzeitigen, im Vertrag vorgesehenen 
System wird bekanntlich davon ausgegangen, daß 
dieses Ziel im wesentlichen durch die Auswirkung 
eines Mechanismus zur Gegenüberstellung von An- 
gebot und Nachfrage erreicht wird, der unter Kon- 
trolle der Agentur steht, der bestimmte Vorrechte 
eingeräumt worden sind, damit sie das ordnungs- 
mäßige Funktionieren dieses Mechanismus sicher- 
stellen kann. 


Mit dem Vorschlag (s. Artikel 51 Absatz 1) wird, da 
er als neue Grundlagen der gemeinsamen Versor- 
gungspolitik die in regelmäßigen Abständen vorzu- 
nehmende Schätzung des Bedarfs der Gemeinschaft, 
die Festlegung der allgemeinen Versorgungsziele 
und die Durchführung geeigneter Maßnahmen vor- 
sieht, um die Erreichung dieser Ziele zu erleichtern, 
ein System eingeführt, das sich vor allem durch die 
Elastizität in bezug auf die Wahl der Mittel aus- 
zeichnet. Damit soll die übermäßige Starrheit der 
derzeitigen Bestimmungen behoben werden, die es 
auf alle Fälle einem institutionalisierten Markt über- 
lassen, die Versorgung zu gewährleisten und es der 
Agentur nicht gestatten, ihre Aktion den strukturel- 
len Gegebenheiten und der konjunkturellen Ent- 
wicklung anzupassen. 

Zunächst ist zu bemerken, daß die in dem Vorschlag 
den Organen der Gemeinschaft zuerkannten Befug- 
nisse flicht auf eine Reihe interventionistischer Maß- 
nahmen abzielen, deren Durchführung als Selbst- 
zweck gälte. 

Die Schätzung des Bedarfs der Gemeinschaft und 
der außerhalb und innerhalb der Gemeinschaft ver- 
fügbaren Mengen, die von der Agentur unter Auf- 
sicht der Kommission in regelmäßigen Abständen 
vorzunehmen wäre, soll die Gemeinschaft in die 
Lage versetzen, sowohl in quantitativer als in 
qualitativer Hinsicht die Ziele festzulegen, die sie 
sich in bezug auf ihren Beitrag zu einer einheitlichen 
und regelmäßigen Entwicklung der Kernindustrien 
auf dem Gebiet der Versorgung setzt. 

Grundlage für die Bestimmung der allgemeinen 
Ziele sind im wesentlichen die Arbeiten der Ver- 
sorgungsagentur und der fachlichen Gruppen, 
welche die beteiligten Kreise vertreten, sowie die 
Programme oder Vorausschätzungen, die von den 
Beteiligten selbst mitgeteilt werden. Die diesbezüg- 
liche Bezugnahme auf den Artikel 40 ist wegen des 
Zusammenhangs zwischen den hinweisenden Pro- 
grammen für die Erzeugung von Kernenergie und 
dem Brennstoffbedarf notwendig, doch handelt es 
sich dabei nicht um das einzige in Betracht kom- 
mende Bezugssystem. 

Unabhängig von jeder gemeinsamen Politik muß 
die Festlegung der allgemeinen Ziele in erster Linie 
die Unternehmen in die Lage versetzen, unter dem 
Gesichtspunkt der Versorgung ihre Tätigkeit in die 
Gesamtperspektive der zur Realisierung anstehen- 
den Vorhaben und der sich der Gemeinschaft bieten- 
den Möglichkeiten zu stellen. 

Die allgemeinen Ziele auf dem Gebiet der Ver- 
sorgung, die eine notwendige Grundlage für eine 
kohärente Politik der Gemeinschaft sind, werden 
somit nicht nur die Festlegung der eigenen Aktion 
der Gemeinschaft ermöglichen, sondern vor allem 
und vielleicht weit mehr noch die Erzeuger und 
Verbraucher in ihren Entscheidungen beeinflussen. 

Schließlich soll mit der Festlegung der allgemeinen 
Ziele nicht ein genaues Verzeichnis zwingend vor- 
geschriebener finanzieller und kommerzieller Ge- 
schäfte aufgestellt, ja nicht einmal ein Programm 
festgelegt werden. Und wenn vorgesehen ist, daß 
die Kommission zur Gewährleistung der Verwirk- 
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lichung ihrer Ziele die in ihren Zuständigkeits- 
bereich fallenden Maßnahmen zu treffen hat, so muß 
Klarheit darüber bestehen, daß jede bedeutende 
Aktion der Gemeinschaft in erster Linie von den 
Bemühungen der Industrie abhängt, und daß die 
eigenen Aktionen der Gemeinschaft in den meisten 
Fällen eine vorherige Haushaltsentscheidung des 
Rats erforderlich machen. Die Kommission hat in 
dieser Hinsicht vor allem eine informierende und 
koordinierende Tätigkeit auszuüben und die erfor- 
derlichen Initiativen zu ergreifen. 

In Absatz 2 werden die Verpflichtungen der Mit- 
gliedstaaten, der Erzeuger und der Verbraucher in 
bezug auf die Mitteilung ihrer Programme und Vor- 
ausschätzungen auf dem Gebiet der Versorgung 
festgelegt. Folgerichtig ist vorgesehen, daß die Mit- 
gliedstaaten nunmehr vor der Festlegung der allge- 
meinen Versorgungsziele aufgefordert werden, die 
Berichte über die Schürfung und die Erzgewinnung, 
zu deren Abgabe sie jetzt bereits gemäß Artikel 70 
Absatz 3 des Vertrages verpflichtet sind, zu über- 
mitteln. Im Hinblick auf die Ergänzung und die Zu- 
sammenstellung dieser Angaben sollen sie aufge- 
fordert werden, ihre zur Deckung des eigenen Be- 
darfs vorgesehenen Vorhaben anzuzeigen. 

Die Erzeuger und Verbraucher wiederum sollen bei 
den vorgeschriebenen Mitteilungen möglichst genau 
angeben, welche Mittel, Bedingungen und Versor- 
gungsquellen sie in Anspruch nehmen wollen. Indem 
die vorgeschlagene Bestimmung vorsieht, daß ge- 
gebenenfalls auch der Eigenbedarf der Erzeuger 
und der Bedarf im Rahmen von Programmen, an 
denen zwei oder mehr Personen bzw. Unternehmen 
beteiligt sind, anzugeben ist, soll sie es ermöglichen, 
später die mit der industriellen Struktur, insbeson- 
dere mit der Konzentration von Unternehmen zu- 
sammenhängenden Interessen und ganz allgemein 
die Programme der Lieferungen innerhalb und 
außerhalb der Gemeinschaft zu berücksichtigen, so- 
bald festgestellt worden ist, daß dieser Eigenbedarf 
tatsächlich besteht, und daß die Lieferprogramme 
die Sicherheit der Gesamtversorgung der Gemein- 
schaft nicht beeinträchtigen. 

Nach Absatz 2 sollen die Art und der Umfang dieser 
den Mitgliedstaaten, den Erzeugern und den Ver- 
brauchern auferlegten Verpflichtungen in einer Ver- 
ordnung der Kommission festgelegt werden. 

Die Bestimmungen des Absatzes 3 schließlich sehen 
die Veröffentlichung der allgemeinen Ziele vor, 
machen sie jedoch von einer vorherigen Mitteilung 
an den Rat abhängig, damit sie auf höchster politi- 
scher Ebene erörtert werden können, ehe die Ge- 
meinschaft öffentlich Stellung nimmt. 

Der Artikel 60 enthält eine nichterschöpfende Auf- 
zählung der Möglichkeiten einer Mitwirkung der 
Agentur im Rahmen der für die gemeinsame Ver- 
sorgungspolitik erlassenen Richtlinien oder Ent- 
scheidungen. 

Insbesondere kann die Agentur Vorkaufsrechte aus- 
bedingen oder — wie dies übrigens jetzt schon der 
Fall ist — langfristige Lieferverträge abschließen. 
Selbstverständlich wird der Umfang ihrer Mitwir- 
kung und die Höhe der finanziellen Risiken, die sie 


übernehmen muß, genau durch — insbesondere 
haushaltsrechtliche — Entscheidungen der zustän- 
digen Stellen abgegrenzt. 

Das Recht, sich in den einzelnen Stufen der Brenn- 
stoffherstellung auf den Märkten außerhalb der 
Gemeinschaft oder bei den Erzeugern in dritten 
Ländern selbst einzuschalten, muß der Agentur zu- 
erkannt werden, damit sie ihre Aktion auf die 
Produktionskapazität in der Gemeinschaft und er- 
forderlichenfalls auf in irgendeiner Produktionsstufe 
auftretende Engpässe abstellen kann. 

Der Artikel 61 bestätigt im wesentlichen die Be- 
stimmungen des derzeitigen Artikels 70, da dieser 
für die Gemeinschaft die Möglichkeit einer finan- 
ziellen Beteiligung auf dem Gebiet der Schürfung 
vorsah, dehnt diese Beteiligung aber auch auf die 
Hoheitsgebiete dritter Länder aus. Diesbezüglich 
berücksichtigt der Vorschlag die inzwischen er- 
wiesene Tatsache, daß die Gemeinschaft ihren Be- 
darf nicht aus ihren eigenen Versorgungsquellen 
decken kann, sondern einen stabilen und regel- 
mäßigen Zugang zu den Versorgungsquellen außer- 
halb der Gemeinschaft sidierstellen muß. 

Dagegen hat der Vorschlag die Bestimmung des 
Artikels 70 Absatz 4 betreffend den Verzicht auf 
das Recht des gleichen Zugangs nicht übernommen. 
Die neue Regelung, die sich auf andere Grund- 
lagen stützt und an sich selbst sehr elastisch ist, 
machte die Beibehaltung einer Ausnahme von einem 
Prinzip, das eine weitgehende Umwandlung erfah- 
ren hat, überflüssig. Die Verzichtmöglichkeit hatte 
im übrigen, da sie auf die Versorgungsquellen in- 
nerhalb der Gemeinschaft beschränkt war, eine sehr 
begrenzte Tragweite. 

Der Artikel 62 übernimmt die Bestimmungen des 
derzeitigen Artikels 72 betreffend die Lagerbe- 
stände. 

In Artikel 63 sind die Bedingungen und Grenzen der 
Mitwirkung der Agentur beim Abschluß von Ver- 
trägen über die Lieferung von Erzen, Ausgangsstof- 
fen und besonderen spaltbaren Stoffen an die Ver- 
braucher In der Gemeinschaift fesitgelegt. 

Wenn Absatz 1 auch den bisher geltenden Grund- 
satz, nach dem diese Verträge von der Agentur ab- 
zuschließen sind, bestätigt, so bietet Absatz 2 der 
Kommission nunmehr die Möglichkeit, rationae 
materiae oder rationae temporis weitgehende Ab- 
weichungen von diesem Grundsatz zu genehmigen. 
Die Kommission wird von dieser Möglichkeit ins- 
besondere Gebrauch machen, wenn sie (feststellt, daß 
im Falle des einen oder anderen unter Kapitel VI 
fallenden Erzeugnisses das freie Spiel von Angebot 
und Nachfrage allein ausreichen dürfte, um die Ver- 
sorgung der Verbraucher unter Bedingungen zu ge- 
währleisten, die den in Artikel 2 Buchstabe d) des 
Vertrages festgelegten Erfordernissen entsprechen. 

In einem solchen Fälle wird die in Absatz 1 vorge- 
sehene Einschaltung der Agentur 'für einen von der 
Kommission festzusetzenden Zeitraum und nach 
Modalitäten ausgesetzt, die sich jeweils nach der 
Art und dem Ursprung der Erzeugnisse, der Be- 
deutung der Verträge hinsichtlich der Geltungs- 
dauer oder der zu liefernden Mengen usw. richten. 
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Innerhalb der Gemeinschaft durchgeführte Erhebun- 
gen haben gezeigt, daß der gegenwärtige Markt für 
spaltbare Stoffe durch sehr verschiedene Faktoren 
bestimmt wird. Das System kann somit vom freien 
Abschluß der Lieferverträge (beispielsweise für 
Thorium) durch die Erzeuger und Verbraucher bis 
zur strengen Ausübung der Befugnisse der Agen- 
tur gemäß Absatz 1 beim Bezug besonderer spalt- 
barer Stoffe aus dritten Ländern gehen. Im Falle 
von Natururan bieten die kurzfristigen Versor- 
gungsbedingungen die Möglichkeit, den Abschluß 
der Lieferverträge den Erzeugern und Verbrauchern 
zu übetlassen, wobei aber der Abschluß von lang- 
fristigeren Verträgen über Lieferungen aus dritten 
Ländern der Agentur Vorbehalten bleibt. Was ange- 
reichertes Uran und Plutonium anlangt, so ist es 
wegen des monopolistischen Charakters des Mark- 
tes für diese Stoffe erforderlich, daß die Länder 
der Gemeinschaft den ausländischen Lieferanten ge- 
genüber eine geschlossene Front bilden. 

Unter Verzicht auf den im gegenwärtigen Artikel 60 
enthaltenen ausdrücklichen Hinweis auf das Ver- 
fahren der Gegenüberstellung von Angebot und 
Nachfrage legt die neue Bestimmung in Absatz 3 
das Schwergewicht auf den Zweck, den sie durch 
ihre Tätigkeit zu erfüllen hat, nämlich die Verwirk- 
lichung der allgemeinen Versorgungsziele. Für die 
künftigen Versorgungsaussichten der Gemeinschaft 
sind Charakteristiken des Marktes und Produktions- 
strukturen bestimmend, die mit ausschließlich auf 
den Regeln des Wettbewerbs beruhenden Lösungen 
weitgehend unvereinbar sind. Denn auf eine Phase, 
in der die Nachfrage nur langsam steigt und kaum 
Anreiz für private Initiative bietet, wird eine Phase 
beschleunigter Entwicklung 'folgen, die zu einer 
übermäßigen Abhängigkeit der Verbraucher in der 
Gemeinschaft von Lieferanten in dritten Ländern 
führen kann. Diese Befürchtung dürfte um so be- 
gründeter sein, als die Produktionsstruktur schon 
jetzt für bestimmte Erzeugnisse monopolartige For- 
men annimmt. Unter diesem neuen Gesichtswinkel 
ist die zentrale Aufgabe der Agentur zu betrachten. 
Die Gemeinschaft muß dafür Sorge tragen, daß die 
Verbraucher der Gemeinschaft erforderlichenfalls 
sowohl auf den Märkten als auch gegenüber Mono- 
polinhabern außerhalb der Gemeinschalft eine ge- 
schlossene Front bilden; außerdem muß die Versor- 
gung der Gemeinschaft durch abgestimmte, einheit- 
liche Maßnahmen auf der Grundlage gemeinsamer 
Vorausschätzungen gewährleistet werden. 

Die Kommission hat festgestellt, daß die üblichen 
Mechanismen für den Ausgleich von Angebot und 
Nachfrage in der Mehrzahl der Fälle noch fehlen; sie 
ist daher der Ansicht, daß die Einschaltung der 
Agentur das sicherste Mittel ist, um unter den der- 
zeitigen Bedingungen die Sicherheit der Versorgung 
der Verbraucher in der Gemeinschaft in bezug auf 
die benötigten Mengen und zu den angemessen- 
sten Preisen zu gewährleisten. Aber über diese un- 
mittelbare Aufgabe hinaus sieht die Kommission in 
der Tätigkeit der Agentur die Möglichkeit, zu einer 
Entwicklung echter Märkte mit ausgewogenen 
Strukturen und einem hinreichenden Maß an Sta- 
bilität zu gelangen. Im übrigen kann die Agentur 
— wie die bisherige Praxis erkennen läßt — unter- 


schiedliche Vertragsformen wählen, wie sie den be- 
sonderen Umständen jeweils am besten entsprechen. 
Die Kommission hält es schließlich für zweckmäßig, 
die beteiligten Kreise unmittelbar und eng an dieser 
Aktion auf kommerzieller Ebene zu beteiligen; aus 
diesem Grund ist in dem Vorschlag ausdrücklich 
vorgesehen, daß der Beirat die Agentur bei dieser 
Tätigkeit unterstützt. 

Absatz 3 sieht in den Unterabsätzen 4 und 5 spe- 
zielle Ausnahmen für die Ausübung der besonderen 
Befugnisse der Agentur vor. Diesbezüglich ist die 
Kommission zu der Auffassung gelangt, daß es nicht 
möglich ist, alle Fälle genau festzulegen, in denen 
es einem Verbraucher in der Gemeinschaft möglich 
sein muß, Lieferverträge unmittelbar abzuschließen. 
Die geplante Bestimmung, die im wesentlichen Ar- 
tikel 66 des gegenwärtigen Textes entspricht und 
dessen Anwendungsgebiet erweitert, bietet der 
Kommission daher die Möglichkeit, den Abschluß 
bestimmter Verträge von der Anwendung von Ab- 
satz 1 auszunehmen. Bemerkt sei, daß diese Aus- 
nahmebestimmung insbesondere aulf den Fall ange- 
wandt werden kann, der gegenwärtig in Artikel 73 
geregelt ist. 

Absatz 4 bietet der Kommission schließlich die Mög- 
lichkeit, die Einzelheiten der Ausübung der beson- 
deren Befugnisse der Agentur soweit erforderlich 
durch eine Verordnung zu regeln. 

Artikel 64 definiert den Zweck des Bezugsrechts der 
Agentur auf die in der Gemeinschaft erzeugten 
Stöffe und macht dieses Vorrecht zu einem Instru- 
ment, das ausschließlich dazu bestimmt ist, die ver- 
fügbaren Mengen in Zeiten einer besonders ange- 
spannten Marktlage dem Markte zuzuführen. 

Im übrigen wird die Angebotsverpflichtung gemäß 
Artikel 64 erheblich dadurch gemildert, daß sie 
einem besonderen Beschluß des Rats unterliegt, 
der auf der Grundlage der wirtschaftlichen Gege- 
benheiten sowie dann zu fassen ist, wenn eine 
solche Maßnahme im Hinblick auf die Verwirk- 
lichung der allgemeinen Versorgungsziele notwen- 
dig ist. 

Nach Artikel 64 legt der Rat in einer Verordnung 
die Einzelheiten der Ausübung des Bezugsrechts 
vor allem hinsichtlich der Produktionsstufe fest, in 
der die Stoffe der Agentur anzubieten sind. Dabei 
bleiben die Garantien, die sich für die Erzeuger 
sowie (für Unternehmen, zwischen denen Verbindun- 
gen bestehen, aus Artikel 58 des gegenwärtigen 
Textes ergeben, in jedem Falle unberührt; die be- 
treffende Bestimmung wurde unverändert in den 
neuen Text aufgenommen (siehe Unterabsatz 3 
und 4). 

In der Verordnung sind ferner die rechtlichen Be- 
dingungen für die Ausübung des Bezugsrechts fest- 
zulegen, insbesondere was die Rolle als Abnehmer 
oder einfach als Vermittler anlangt, die die Agen- 
tur bei Geschäften in diesem Rahmen zu überneh- 
men hat. 

In Anlehnung an den gegenwärtigen Artikel 62 
Absatz 2 definiert der geplante Artikel 64 in Ab- 
satz 2 den Begriff „verfügbare Mengen", um da- 
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durch den Geltungsbereich für das Bezugsrecht der 
Agentur festzulegen. 

Dem im Vertrage bereits verankerten Grundsatz 
entsprechend sind die zur Deckung des Eigenbedarfs 
der Erzeuger oder zur Durchführung untereinander 
verbundener Programme bestimmten Mengen von 
der Angebotsverpflichtung gegenüber der Agentur 
unter der einzigen Voraussetzung ausgenommen, 
daß die Kommission in der Lage ist festzustellen, 
daß es sich tatsächlich um Eigenbedarf handelt oder 
daß die Vei'bindungen zwischen den beteiligten Un- 
ternehmen weder eine Beschränkung der Produk- 
tion, des Absatzes, der technischen Entwicklung 
oder der Investitionen noch die mißbräuchliche 
Schalffung von Ungleichheiten zwischen den Ver- 
brauchern in der Gemeinschaft bezwecken oder be- 
wirken. 

Normalerweise wird eine diesbezügliche Feststel- 
lung im Zeitpunkt der Übermittlung der Pro- 
gramme und Bedarfsvoraussdiätzungen vor der 
Festlegung der allgemeinen Versorgungsziele vor- 
genommen; sie wird die Möglichkeit bieten, die Be- 
teiligten von jeder Ungewißheit in bezug auf die 
Verwendung der Stoffe zu befreien, für deren Be- 
schaffung sie in manchen Fällen langfristige finan- 
zielle Anstrengungen auf sich nehmen. 

Artikel 65 entspricht im wesentlidien den Bestim- 
mungen des Artikels 74 über die kleinen Mengen, 
ermöglicht jedoch eine elastischere Anwendung, 
Tatsächlich ist eine Ausnahme nach allen Gesichts- 
punkten möglidi, die mit den Erfordernissen gemäß 
Artikel 2 Buchstabe d) des Vertrages vereinbar sind. 

Artikel 66, der die Verträge über die Aufarbeitung, 
Umwandlung und Formung zum Gegenstand hat, 
enthält im wesentlidien die Bestimmungen des Ar- 
tikels 75 des gegenwärtigen Textes, vereinfacht je- 
doch das Verfahren. Die Kommission hält die Bei- 
behaltung des vorletzten Absatzes von Artikel 75, 
nadi dem derartige Verpflichtungen der Agentur 
anzuzeigen sind, nicht für erforderlich. 

Artikel 67 entspricht dem gegenwärtigen Artikel 63 
über die Zuteilung der von den gemeinsamen Unter- 
nehmen erzeugten Stoiffe. 

Artikel 68 enthält im wesentlichen die Bestimmun- 
gen des bisherigen Artiköls 59 über die Ausfuhr 
von Erzeugnissen, beschränkt sie jedoch auf beson- 
dere spaltbare Stoffe. Die Vorausschätzungen im 
Hinblick auf die Versorgung der Gemeinschaft 
machen es erforderlich, in Anbetracht der struktur- 
bedingten Abhängigkeit von Monopolen außerhalb 
der Gemeinschaft an einer gewissen Kontrolle der 
Ausfuhr festzuhalten. Der im letzten Teil des Ar- 
tikels enthaltene Hinweis auf die von der Gemein- 
schaft eingegangenen auswärtigen Verpflichtungen 
gilt für den Fall der Wiederausfuhr von besonderen 
spaltbaren Stoffen, die außerhalb der Gemeinschaft 
beschafft worden sind und deren Verwendung ein- 
schränkenden Bestimmungen unterliegt. 

Artikel 69 enthält die an die neue Regelung ange- 
paßten Bestimmungen des gegenwärtigen Artikels 
55 über die Unterstützung der Agentur durch die 
Mitgliedstaaten. 


Artikel 70 enthält die Bestimmungen des Absatzes 2 
des gegenwärtigen Artikels 53 (Einspruch gegen 
die Handlungen der Agentur bei der Kommission). 

Mit Artikel 71 soll dem Rat eine allgemeine Befug- 
nis zum Erlaß von Richtlinien und Vorschriften ‘für 
Geschäfte mit Erzen und Kernbrennstoffen über- 
tragen werden. Diese Bestimmung könnte insbeson- 
dere angewandt werden, um schrittweise zu einer 
Vereinheitlichung der Sicherheitsvorschriften auf 
dem Gebiet der Beförderung zu gelangen. 


IV. 

Mit Abschnitt III (Artikel 72) wird der Zweck ver- 
folgt, Diskriminierungen grundsätzlich auszuschlie- 
ßen. Danach sind Diskriminierungen und der Miß- 
brauch einer beherrschenden Stellung durch Perso- 
nen und Unternehmen mit Sitz in der Gemeinschaft 
von Rechts wegen verboten. 

Bezüglich dieses Punktes war es nicht möglich, sich 
durch Hinweis auf die Artikel 7, 85 und 86 EWG- 
Vertrag einfach auf die allgemeinen Rechtsgrund- 
sätze des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zu stützen. 

Nach dem EWG- Vertrag sind Diskriminierungen 
und Mißbräuche einer beherrschenden wirtschaft- 
lichen Stellung auf dem Gemeinsamen Markt nur 
insoweit verboten, als sie geeignet sind, den Han- 
del zwischen den Mitgliedstaaten zu beeinträch- 
tigen. Eine solche Einschränkung konnte in der vor- 
gesehenen Regelung nicht auifrechterhalten werden, 
denn dem Euratom-Vertrag liegt der Gedanke zu- 
grunde, daß die Kernindustrien der Gemeinschaft 
ein wirtschaftlich einheitliches Ganzes bilden müs- 
sen, in der den Personen und Unternehmen die glei- 
chen Rechte in bezug auf die Versorgung zustehen. 

Die Durchführung der Bestimmungen zum Ausschluß 
der Diskriminierung soll durch eine Verordnung des 
Rats gewährleistet werden, in der vor allem die 
Ahndung der festgestellten Verstöße zu regeln ist. 

Die Entwicklung der Kernindustrie in der Gemein- 
schaft setzt in gewissem Umfange einen Zusammen- 
schluß von Unternehmen voraus. Mit den Bestim- 
mungen gemäß Artikel 72 Absatz 1 wird angestrebt, 
Mißbräuche auszuschließen; es wäre jedoch be- 
dauerlich, wenn diese Bestimmungen zweckdien- 
lichen strukturellen Wandlungen im Wege stünden. 
Daher sieht Absatz 3 die Möglichkeit vor, die Ver- 
bote gemäß Absatz 1 a) nicht anzuwenden, wenn es 
sich um Praktiken und Vereinbarungen handelt, 
die eine harmonische Entwicklung der Kernindustrie 
in der Gemeinschaft begünstigen. 


V. 

Schließlich schlägt die Kommission vor, in einer 
Schlußbestimmung (Artikel 73) den ersten Absatz 
des bisherigen Artikels 76 über die mögliche Ände- 
rung der Versorgungsvorschriften im institutionel- 
len Rahmen der Gemeinschaft beizubehalten. 
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Vorgeschlagene 

Kapitel VI 
Versorgung 

A r t i k e 1 52 

1. Die Versorgung mit Erzen, Ausgangsstoffen und 
besonderen spaltbaren Stoffen wird gemäß den Be- 
stimmungen dieses Kapitels nach dem Grundsatz 
der Nichtdiskriminierung und durch eine gemein- 
same Versorgungspolitik sichergestellt. 

2. Zu diesem Zweck und nach Maßgabe dieses 
Kapitels 

a) werden in regelmäßigen Abständen die allge- 
meinen Ziele der Gemeinschaft hinsichtlich der 
Erzeugung, der Verwendung, der Einfuhr und der 
Ausfuhr von Erzen, Ausgangsstofffen und beson- 
deren spaltbaren Stoffen festgelegt sowie alle er- 
forderlichen Maßnahmen getroffen, um durch 
eine gemeinsame Versorgungspolitik die Sicher- 
heit und Stabilität der Versorgung der Verbrau- 
cher der Gemeinschaft sowohl unter dem Ge- 
sichtspunkt der Preise als auch in mengenmäßi- 
ger Hinsicht zu gewährleisten; 

b) wird eine Agentur geschaffen, mit der Aufgabe, 

— alle Informationen bezüglich der Versor- 
gungsquellen zu sammeln und den Be- 
teiligten die Ergebnisse der von ihr durchge- 
führten Marktuntersuchungen mitzuteilen; 

— allen Verbrauchern der Gemeinschaft die Lie- 
ferung von Erzen, Ausgangsstoffen und be- 
sonderen spaltbaren Stoffen aus Ländern 
innerhalb oder außerhalb der Gemeinschaft 
zu gewährleisten und zu diesem Zweck unter 
den in Artikel 63 festgesetzten Bedingungen 
und vorbehaltlich der in dem gleichen Artikel 
vorgesehenen Ausnahmen die erforderlichen 
Verträge abzuschließen; 

— durch ihre Tätigkeit auf Antrag der Beteilig- 
ten alle mit der Versorgung zusammenhän- 
genden Geschäfte zu erleichtern; 

— die ihr im Rahmen der gemeinsamen Versor- 
gungspolitik übertragenen Geschäfte kom- 
merzieller oder finanzieller Art auszuhandeln 
und zum Abschluß zu bringen; 

— im Rahmen eines unter den in Artikel 64 fest- 
gelegten Bedingungen gefaßten besonderen 
Beschlusses des Rats ein Bezugsrecht für Erze, 
Ausgangsstoffe und besondere spaltbare 
Stoffe, die im Gebiet der Mitgliedstaaten 
verfügbar sind, auszuüben; 

c) sind alle Verhaltensweisen sowie alle Verein- 
barungen oder aufeinander abgestimmten Be- 
schlüsse verboten, die eine ungleiche Behand- 
lung von Erzeugern, Käufern oder Verbrauchern 
zur Folge haben oder den Mißbrauch einer be- 
herrschenden Stellung bezwecken oder bewirken. 


Bestimmungen 

ABSCHNITT I 

Die Agentur 

Artikel 53 

Die Agentur steht unter der Aufsicht der Kom- 
mission; diese erteilt ihr Richtlinien, hat gegen ihre 
Entscheidungen ein Einspruchsrecht und ernennt 
ihren Generaldirektor sowie ihren stellvertretenden 
Generaldirektor. 

Die Agentur wird von einem Beirat unterstützt, 
der sich aus Vertretern der Erzeuger und der Ver- 
braucher sowie aus hochqualifizierten Sachverstän- 
digen zusammensetzt. 

Die Zusammensetzung des Beirats sowie die Ein- 
zelheiten der Ernennung seiner Mitglieder werden 
in der Satzung der Agentur geregelt. 

Artikel 54 

Die Agentur hat Rechtspersönlichkeit und genießt 
finanzielle Autonomie. 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Satzung der Agentur fest. 

Die Satzung kann in der selben Weise geändert 
werden. 

Sie bestimmt das Kapital der Agentur und die 
Art und Weise, in der es aufgebracht wird. Die 
Mehrheit des Kapitals muß in jedem Falle der Ge- 
meinschaft und den Mitgliedstaaten gehören. Die 
Aufteilung des Kapitals wird von den Mitglied- 
staaten in gemeinsamen Einvernehmen beschlossen. 

Die Satzung legt die Art und Weise der kaufmän- 
nischen Geschäftsführung der Agentur fest. Sie kann 
zur Deckung der Betriebskosten der Agentur die Er- 
hebung einer Abgabe auf die Umsätze vorsehen. 

Artikel 55 

Die Mitgliedstaaten gewährleisten die freie Aus- 
übung der Tätigkeit der Agentur in ihren Hoheits- 
gebieten. 

Artikel 56 

Unabhängig von den Bestimmungen des Artikels 
63 und auf Antrag der Mitgliedstaaten, der Erzeuger, 
der Käufer oder der Verbraucher der Gemeinschaft 

a) vertritt oder unterstützt die Agentur diese bei 
den Verwaltungen, Berufsverbänden oder Unter- 
nehmen sowohl innerhalb als auch außerhalb der 
Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten, soweit es 
sich um die Vorbereitung und Durchführung von 
Geschäften im Zusammenhang mit der Versor- 
gung mit Erzen, Ausgangsstoffen und besonderen 
spaltbaren Stoffen handelt; 
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b) koordiniert sie die Tätigkeit der Käufer oder 
Verbraucher bei der Durchführung der mit der 
Versorgung zusammenhängenden Geschäfte; 

c) ergreift sie ganz allgemein alle Maßnahmen und 
leistet alle Dienste, die geeignet sind, die Durch- 
führung der Versorgungsgesdiäfte zu den gün- 
stigsten Bedingungen zu gewährleisten. 

Bei der Ausübung ihrer kommerziellen Tätigkeit 
kann die Agentur von sich aus oder auf Antrag der 
Beteiligten den Verbrauchern einen Preisausgleich 
Vorschlägen. 

Artikel 57 

Die Agentur sorgt unter Inanspruchnahme ihrer 
eigenen oder sonstiger ihr zur Verfügung stehender 
Finanzmittel für die Durchführung der gemeinsamen 
Versorgungsgeschäfte nach Maßgabe der im Rahmen 
der gemeinsamen Versorgungspolitik erlassenen 
Riditlinien oder Entscheidungen. 

Artikel 58 

Die Agentur darf die Verbraucher nicht auf Grund 
der von ihnen beabsichtigten Verwendung der be- 
antragten Lieferungen irgendwie unterschiedlich be- 
handeln, es sei denn, daß diese Verwendung unzu- 
lässig ist oder daß sie den Bedingungen widerspridit, 
von denen die nicht der Gemeinschaft angehörenden 
Lieferer die Lieferung abhängig gemacht haben. 

Bei Abschluß eines Vertrages kann die Agentur 
von den Verbrauchern angemessene Vorauszahlun- 
gen als Garantie oder zur Erleichterung ihrer eige- 
nen, zur Ausführung des Auftrags erforderlichen 
langfristigen Verpflichtungen gegenüber den Erzeu- 
gern verlangen. 


ABSCHNITT IT 

Die gemeinsame Versorgungspolitik 

Artikel 59 

1. Um die Tätigkeit der Mitgliedstaaten, der Er- 
zeuger und Verbraucher zu orientieren und die 
eigene Tätigkeit der Gemeinschaft zu bestimmen, 
hat die Kommission 

a) in regelmäßigen Abständen den Bedarf und das 
Aufkommen der Gemeinschaft an Erzen, Aus- 
gangsstoffen und besonderen spaltbaren Stoffen 
sowie die außerhalb der Gemeinschaft verfüg- 
baren Mengen durch die Agentur veranschlagen 
zu lassen; 

b) die allgemeinen Ziele der Gemeinschaft hinsicht- 
lich der Erzeugung, der Verwendung, der Ein- 
fuhr und der Ausfuhr von Erzen, Ausgangsstof- 
fen und besonderen spaltbaren Stoffen insbeson- 
dere auf der Grundlage der gemäß Artikel 40 
festgelegten Ziele für die Erzeugung von Kern- 
energie festzulegen; 

c) für die Verwirklichung der allgemeinen Ziele zu 
sorgen, indem sie alle in ihren Zuständigkeits- 


bereich fallenden Maßnahmen ergreift und dem 
Rat alle Vorschläge unterbreitet, die darauf ab- 
zielen, durch eine gemeinsame Versorgungspoli- 
tik die Sicherheit und Stabilität der Versorgung 
der Verbraucher der Gemeinschaft sowohl unter 
dem Gesichtspunkt der Preise als auch in men- 
genmäßiger Hinsicht zu gewährleisten. 

2. Um die Festlegung der allgemeinen Ziele hin- 
sichtlich der Versorgung der Gemeinschaft sowie die 
Bestimmung der erforderlichen Maßnahmen zur 
Sicherstellung einer regelmäßigen Versorgung zu 
ermöglichen, 

a) legen die Mitgliedstaaten der Kommission jähr- 
lich einen Bericht über die Entwicklung der Schür- 
fung und der Erzeugung, die voraussichtlichen 
Reserven und die in ihren Hoheitsgebieten durch- 
geführten oder geplanten Investitionen vor; sie 
teilen der Kommission ferner ihre Programme 
und Vorausschätzungen bezüglich aller Maßnah- 
men der öffentlichen Hand mit, die darauf ab- 
zielen, die Versorgung mit Erzen, Ausgangs- 
stoffen und besonderen spaltbaren Stoffen sicher- 
zustellen; 

b) die Erzeuger und etwaigen Verbraucher teilen 
der Agentur ihre Programme oder Vorausschät- 
zungen bezüglich der Erzeugung, der Verwen- 
dung der in- und ausländischen Einfuhren und 
Lieferungen von Erzen, Ausgangsstoffen und be- 
sonderen spaltbaren Stoffen mit, und zwar unter 
Angabe der zu ihrer Verwirklichung vorgesehe- 
nen Mittel, Voraussetzungen und Versorgungs- 
quellen sowie der auf dem Markt voraussichtlich 
verfügbaren Mengen. 

In den unter Buchstabe b) vorgesehenen Mittei- 
lungen ist gegebenenfalls der eigene Bedarf der Er- 
zeuger sowie der Bedarf zur Durchführung von Fer- 
tigungs- oder Lieferprogrammen anzugeben, an 
denen zwei oder mehr Personen oder Unternehmen 
beteiligt sind, zwischen denen eine unmittelbare 
Verbindung organisatiorischer oder technischer Art 
besteht und von denen mindestens eine Person oder 
mindestens ein Unternehmen innerhalb der Gemein- 
schaft ansässig ist. 

Die Kommission kann Art und Umfang der unter 
Buchstabe b) dieses Absatzes genannten Verpflich- 
tungen durch eine Verordnung festlegen. 

3. Nach vorheriger Mitteilung an den Rat ver- 
öffentlicht die Kommission die allgemeinen Ziele für 
die Versorgung der Verbraucher der Gemeinschaft 
mit Erzen, Ausgangsstoffen und besonderen spalt- 
baren Stoffen. 

Artikel 60 

Im Rahmen der für die gemeinsame Versorgungs- 
politik erlassenen Richtlinien oder Entscheidungen 
führt die Agentur alle Geschäfte kommerzieller oder 
finanzieller Art durch, die darauf abzielen, die Ver- 
sorgung mit Erzen, Ausgangsstoffen und beson- 
deren spaltbaren Stoffen zu gewährleisten und bei 
den Lieferungen an die Verbraucher für angemes- 
sene Preise zu sorgen. Sie kann insbesondere alle 
Verträge abschließen, die Verkaufsrechte, lang- 
fristige Lieferungen und alle sonstigen Handlungen 
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zum Gegenstand haben, die geeignet sind, den regel- 
mäßigen Zugang zu den Versorgungsquellen inner- 
halb und außerhalb der Gemeinschaft in den ver- 
schiedenen Stufen der Brennstoffherstellung sicher- 
zustellen. 

Artikel 61 

1. Die Kommission kann sich im Rahmen des Haus- 
haltsplans der Gemeinschaft finanziell unter den 
von ihr festgelegten Bedingungen an Schürfungs- 
vorhaben in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaa- 
ten und außerhalb der Gemeinschaft beteiligen. 

2. Die Kommission richtet an die Mitgliedstaaten, 
Personen und Unternehmen Empfehlungen, die dar- 
auf abzielen, die Verwirklichung der in Artikel 52 
vorgesehenen allgemeinen Ziele insbesondere hin- 
sichtlich der Entwicklung der Schürfung und der Erz- 
gewinnung zu fördern. Sie richtet an die Mitglied- 
staaten sachdienliche Empfehlungen über Steuer- 
oder bergrechtliche Regelungen. 

Artikel 62 

1. Die Agentur kann aus den innerhalb oder außer- 
halb der Gemeinschaft zur Verfügung stehenden 
Mengen die notwendigen Handelsbestände anlegen, 
um die Versorgung oder die laufenden Lieferungen 
der Gemeinschaft zu erleichtern. 

2. Die Kommission kann gegebenenfalls die Ein- 
richtung von Sicherheitsbeständen beschließen. Die 
Art und Weise der Finanzierung dieser Bestände 
wird vom Rat auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit gebilligt. 

Artikel 63 

1. Vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen 
dieses Kapitels werden die Verträge über die Liefe- 
rung von Erzen, Ausgangsstoffen und besonderen 
spaltbaren Stoffen an Verbraucher in der Gemein- 
schaft von der Agentur abgeschlossen. 

2. Stellt die Kommission nach Anhörung des Bei- 
rats der Agentur fest, daß im Falle eines oder meh- 
rerer unter dieses Kapitel fallender Erzeugnisse das 
freie Spiel von Angebot und Nachfrage allein ge- 
nügt, um die Versorgung der Verbraucher in der 
Gemeinschaft auf lange Sicht unter Bedingungen 
sicherzustellen, die die Regelmäßigkeit und Sicher- 
heit der Versorgung auf lange Sicht in bezug auf 
Preise und Mengen gewährleistet, so bestimmt sie, 
daß die Verträge über die Lieferung des oder der 
betreffenden Erzeugnisse während eines von ihr 
festzusetzenden Zeitraums ohne Mitwirkung der 
Agentur unmittelbar von den Verbrauchern abge- 
schlossen werden. 

Die Verordnung, die die Kommission zu diesem 
Zweck nach Anhörung des Beirats der Agentur er- 
läßt, regelt Umfang und Bedingungen dieser Aus- 
nahmebewilligung nach Modalitäten, die je nach der 
Art der Erzeugnisse, ihrem Ursprung, den jeweiligen 
Mengen und der Geltungsdauer der Verträge ver- 


schieden sein können. In der Verordnung wird be- 
stimmt, unter welchen Bedingungen die ohne Mit- 
wirkung der Agentur unmittelbar von den Verbrau- 
chern geschlossenen Verträge der Agentur zur Un- 
terrichtung mitzuteilen sind. 

3. Die Agentur übt die ihr gemäß Absatz 1 dieses 
Artikels übertragenen Befugnisse mit Unterstüt- 
zung des nach Artikel 53 errichteten Beirats aus. 
Sie faßt die Aufträge zusammen, bestimmt die Be- 
zugsquellen und schließt Verträge in dem erforder- 
lichen Ausmaße ab, um die Regelmäßigkeit und die 
Sicherheit der Versorgung sowohl in bezug auf die 
Preise als auch in mengenmäßiger Hinsicht unter den 
günstigsten wirtschaftlichen Bedingungen zu ge- 
währleisten. 

Die Tätigkeit der Agentur vollzieht sich im Rah- 
men der gemeinsamen Versorgungspolitik und trägt 
insbesondere den von der Gemeinschaft auf Grund 
der Artikel 60 bis 62 eingeleiteten Maßnahmen 
Rechnung; sie dient der Verwirklichung der gemäß 
Artikel 59 festgelegten allgemeinen Ziele auf dem 
Gebiet der Versorgung. 

Die Agentur handelt für eigene Rechnung oder, 
so oft es möglich ist, unmittelbar für Rechnung des 
beteiligten Verbrauchers, wobei sie sich vorzugs- 
weise der elastischsten Verfahren bedient. 

Gelangt die Kommission, auf Antrag der beteilig- 
ten Verbraucher, zu der Auffassung, daß die Agen- 
tur nicht oder nur zu mißbräuchlichen Preisen oder 
zu Bedingungen, die den Erfordernissen der Ver- 
braucher nicht genügen, in der Lage ist, die bestell- 
ten Stoffe ganz oder teilweise innerhalb einer ange- 
messenen Frist zu liefern, so kann sie die Verbrau- 
cher ermächtigen, unmittelbar Verträge über die be- 
treffenden Lieferungen zu schließen, soweit diese 
Verträge dem Bedarf der Verbraucher entsprechen. 

Die Verbraucher, die von dieser Ermächtigung 
Gebrauch machen, haben der Kommission die beab- 
sichtigten unmittelbaren Verträge mitzuteilen. Die 
Kommission kann innerhalb eines Monats gegen 
den Abschluß dieser Verträge Einspruch erheben, 
wenn sie den Zielen dieses Vertrags zuwiderlaufen. 

4. Die Kommission kann die Art und Weise der 
Ausübung der Befugnisse, die der Agentur gemäß 
Absatz 1 dieses Artikels übertragen sind, durch eine 
Verordnung regeln. 

Artikel 64 

1. Auf der Grundlage der Versorgungsaussichten 
kann der Rat im Falle der Notwendigkeit einer sol- 
chen Maßnahme zur Verwirklichung der gemäß Ar- 
tikel 59 festgelegten Versorgungsziele auf Vorschlag 
der Kommission mit qualifizierter Mehrheit be- 
schließen, daß die Erzeuger und alle Besitzer von 
Erzen, Ausgangsstoffen und besonderen spaltbaren 
Stoffen in der Gemeinschaft verpflichtet sind, der 
Agentur die in den Hoheitsgebieten der Mitglied- 
staaten verfügbaren Mengen dieser Stoffe anzubie- 
ten. 

Der Rat legt unter den gleichen Bedingungen die 
Einzelheiten dieser Verpflichtung fest und bestimmt 
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insbesondere, in welcher Produktionsstufe die Be- 
troffenen der Agentur die Erzeugnisse anzubieten 
haben. Er legt ferner die Bedingungen für die Aus- 
übung des Bezugsrechts der Agentur fest. 

Erstreckt sich die Tätigkeit eines Erzeugers jedoch 
auf mehrere Produktionsstufen, beginnend mit der 
Gewinnung des Erzes bis zur Herstellung des Me- 
talls einschließlich, so ist er nur verpflichtet, der 
Agentur das Erzeugnis in der von ihm gewählten 
Produktionsstufe anzubieten. 

Das gleiche gilt für mehrere Unternehmen, zwi- 
schen denen Verbindungen bestehen, die der Kom- 
mission rechtzeitig mitgeteilt und mit ihr nach dem 
in den Artikeln 43 und 44 vorgesehenen Verfahren 
erörtert worden sind. 

2. Als verfügbare und der Agentur somit anzubie- 
tende Mengen gelten die Mengen an Erzen, Aus- 
gangsstoffen und besonderen spaltbaren Stoffen, 
die über den Eigenbedarf der Erzeuger oder den Be- 
darf zur Durchführung von Fertigungs- oder Liefer- 
programmen hinausgehen, an denen zwei oder mehr 
Personen oder Unternehmen beteiligt sind, zwi- 
schen denen eine unmittelbare Verbindung organi- 
satorischer oder technischer Art besteht und von 
denen mindestens eine Person oder mindestens ein 
Unternehmen innerhalb der Gemeinschaft ansässig 
ist. 

Die Agentur bestimmt den Eigenbedarf der Er- 
zeuger auf der Grundlage der Programme und Vor- 
ausschätzungen, die der Kommission gemäß Artikel 
59 Absatz 2 mitgeteilt und entsprechend den durch- 
geführten oder in Durchführung befindlichen Vor- 
haben laufend berichtigt worden sind. 

Die zur Durchführung verbundener Programme 
bestimmten Mengen sind von der Angebotsverpflich- 
tung gegenüber der Agentur ausgenommen, sofern 
die Kommission im Zeitpunkt der Mitteilung gemäß 
Artikel 59 Absatz 2 oder im Stadium der Durchfüh- 
rung festgestellt hat, daß die betreffende Verbin- 
dung weder eine Beschränkung der Produktion, des 
Absatzes, der technischen Entwicklung oder der In- 
vestitionen noch die mißbräuchliche Schaffung von 
Ungleichheiten zwischen den Verbrauchern oder die 
Gefährdung der Sicherheit der Versorgung der Ge- 
meinschaft bezweckt oder bewirkt. 

Artikel 65 

Die Kommission nimmt Geschäfte über kleine 
Mengen von Erzen, Ausgangsstoffen und besonde- 
ren spaltbaren Stoffen von den Vorschriften dieses 
Kapitels aus, sofern deren Übertragung, Einfuhr 
oder Ausfuhr ihrer Ansicht nach die regelmäßige 
und gerechte Versorgung der Verbraucher in der 
Gemeinschaft nicht beeinträchtigen kann. 

Artikel 66 

Die Bestimmungen dieses Kapitels finden keine 
Anwendung auf Verpflichtungen, welche ausschließ- 
lich die Aufbereitung, Umwandlung oder Formung 
von Erzen, Ausgangsstoffen oder besonderen spalt- 
baren Stoffen zum Gegenstand haben, 


a) bei Verpflichtungen zwischen Personen oder Un- 
ternehmen untereinander — falls die aufberei- 
teten, umgewandelten oder geformten Stoffe an 
die Person oder das Unternehmen, von denen 
sie stammen, zurückgegeben werden müssen; 

b) bei Verpflichtungen zwischen einer Person oder 
einem Unternehmen einerseits und einer zwi- 
schenstaatlichen Einrichtung oder einem Ange- 
hörigen eines dritten Staates andererseits — falls 
die Stoffe außerhalb der Gemeinschaft aufberei- 
tet, umgewandelt oder geformt werden und an 
die Person oder das Unternehmen, von denen sie 
stammen, zurückgegeben werden; 

c) bei Verpflichtungen zwischen einer Person oder 
einem Unternehmen einerseits und einer zwi- 
schenstaatlichen Einrichtung oder einem Ange- 
hörigen eines dritten Staates andererseits — 
falls die Stoffe in der Gemeinschaft aufbereitet, 
umgewandelt oder geformt werden und an die 
Einrichtung oder den Staatsangehörigen, von 
denen sie stammen, oder an einen anderen von 
dieser Einrichtung oder diesem Staatsangehöri- 
gen bestimmten Empfänger, der seinen Sitz eben- 
falls außerhalb der Gemeinschaft hat, zurückge- 
geben werden. 

Die Stoffe, die Gegenstand dieser Verpflichtungen 
sind, unterliegen in den Hoheitsgebieten der Mit- 
gliedstaaten den in Kapitel VII vorgesehenen Uber- 
wachungsmaßnahmen. Die Bestimmungen des Ka- 
pitels VIII finden jedoch keine Anwendung auf die 
besonderen spaltbaren Stoffe, die Gegenstand von 
Verpflichtungen nach Buchstabe c) sind. 

A r t i k e 1 67 

Die Erze, Ausgangsstoffe oder besonderen spalt- 
baren Stoffe, die von den gemeinsamen Unterneh- 
men erzeugt werden, werden den Verbrauchern nach 
den satzungsmäßigen oder vertragsmäßigen Bestim- 
mungen dieser Unternehmen zugeteilt. 

Artikel 68 

Die Ausfuhr besonderer spaltbarer Stoffe bedarf 
der Zustimmung der Kommission; die Kommission 
kann die Ermächtigung nicht erteilen, wenn die Klau- 
seln und Bedingungen der vorgesehenen Verträge 
den Zielen dieses Vertrags — vor allem in bezug 
auf die Versorgung der Verbraucher in der Gemein- 
schaft oder auf die von der Gemeinschaft übernom- 
menen Verpflichtungen — zuwiderlaufen. 

Artikel 69 

Die Mitgliedstaaten erteilen der Agentur alle Aus- 
künfte oder lassen ihr alle Auskünfte erteilen, die 
zur Ausübung der ihr in diesem Kapitel übertrage- 
nen Befugnisse erforderlich sind. 

A r t i k e 1 70 

Jede ausdrückliche oder stillschweigende Hand- 
lung der Agentur bei Ausübung der ihr gemäß Ar- 
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tikei 63 und 64 übertragenen Befugnisse kann durch 
die Beteiligten der Kommission unterbreitet wer- 
den, die hierüber innerhalb eines Monats zu ent- 
scheiden hat. 

Artikel 71 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit alle Richtlinien oder Vor- 
schriften — vor allem in bezug auf die Sicherheit 
bei der Beförderung — erlassen, die geeignet sind, 
Übertragungen von Erzen, Ausgangsstoffen oder be- 
sonderen spaltbaren Stoffen innerhalb der Gemein- 
schaft zu erleichtern. 

ABSCHNITT III 

Gleichbehandiung 

A r t i k e 1 . 72 

1. Verboten sind unbeschadet der besonderen Vor- 
schriften dieses Kapitels 

a) alle Maßnahmen und Verhaltensweisen, insbe- 
sondere hinsichtlich der Preise oder Lieferbe- 
dingungen, die zu einer unterschiedlichen Be- 
handlung der Erzeuger, der Käufer oder der Ver- 
braucher führen, sowie alle Maßnahmen und 
Verhaltensweisen, die die freie Wahl des Liefe- 
rers durch den Käufer oder Verbraucher behin- 
dern; 

b) alle Verhaltensweisen sowie alle Vereinbarun- 
gen oder aufeinander abgestimmten Beschlüsse, 
die eine mißbräuchliche Ausnutzung einer be- 
herrschenden Stellung in bezug auf die Produk- 
tion, den Absatz, die technische Entwicklung 


oder die Investitionen bezwecken oder bewirken. 
Auf Grund dieses Absatzes verbotene Verein- 
barungen oder aufeinander abgestimmte Be- 
schlüsse sind von Rechts wegen nichtig. 

2. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit Vorschriften zur Durchfüh- 
rung des Absatzes 1 dieses Artikels und zur Ahn- 
dung festgestellter Verstöße erlassen. 

3. Die Kommission kann die Bestimmungen des 
Absatzes 1 Buchstabe a) auf Vereinbarungen, Ver- 
haltensweisen oder finanzielle Vorkehrungen, die 
dazu beitragen, die Produktion oder den Vertrieb 
von Erzen, Ausgangsstoffen oder besonderen spalt- 
baren Stoffen zu verbessern, den Zyklus der Her- 
stellung und des Verbrauchs von Kernbrennstoffen 
zu rationalisieren, ohne dadurch jedoch die regel- 
mäßige und gerechte Versorgung der Verbraucher in 
der Gemeinschaft zu beeinträchtigen, für nicht an- 
wendbar erklären. 


ABSCHNITT IV 

Schlußbestimmung 

Artikel 73 

Die Vorschriften dieses Kapitels können, insbe- 
sondere falls unvorhergesehene Umstände eine all- 
gemeine Mangellage hervorrufen, auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung der Versammlung 
durch einstimmigen Beschluß des Rats geändert 
werden; die Veranlassung dazu kann von einem 
Mitgliedstaat oder von der Kommission ausgehen. 
Die Kommission hat jeden Antrag eines Mitglied- 
staates zu untersuchen. 
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